
haben, in der die Politik auf
die internationale Ökonomie
kaum Rücksicht nehmen
musste. Dies hat sich grundle-
gend verändert. In dem Maße,
in dem die Mobilität und das
Volumen grenzüberschreiten-
der ökonomischer Aktivitäten
in den Bereichen Finanzmärk-
te, Auslandsinvestitionen und
Güter zunehmen, stehen nicht
nur Unternehmen und ihre
Produktionsstrukturen, son-
dern auch Staaten als Stand-
orte für Produktion und 
Investition im Wettbewerb
miteinander: Je größer der
Wettbewerb um Standortbe-
dingungen und Absatzmärkte
wird, desto mehr können Re-
gierungen gut beraten sein,
sich angesichts der Globalisie-
rung strategisch neu zu posi-
tionieren und zu versuchen,
ihre Wettbewerbsposition auf
dem Weltmarkt durch eine ge-
zielte Wirtschafts- und Sozial-
politik zu befördern. Damit
haben sich auch die Interessen
im und am Sozialstaat fun-
damental verändert.

Vier Argumentationslinien
lassen sich aus der Literatur
zum Zusammenhang »Sozial-
staat und Globalisierung«
herausdestillieren: Die erste
Linie vertritt die These, dass
die Staaten im wachsenden
Maße in ihrer Funktionsfähig-
keit nach innen und Hand-
lungsfähigkeit nach außen ein-
geschränkt werden. Im globa-
len Konkurrenzkampf sind die
Staaten getrieben, stabilitäts-
und angebotsorientierte Poli-
tik zu betreiben. Die »Weltöko-

nomie« ist dabei, die Souverä-
nität von Staaten auszuhöhlen.
Darunter leidet die Fähigkeit
von Staaten, grundlegende
Staatsfunktionen zu erbringen.
Indem sich die Staaten auf die-
se alternativlos erscheinende
Sachzwanglogik einlassen,
verstärken sie den Prozess der
Selbstentmachtung und be-
schleunigen den Verlust an
Handlungskapazitäten (Auto-
nomieverlustthese).

Eng mit der ersten Argu-
mentationslinie ist eine zweite
verbunden, die behauptet,
dass die veränderten weltwirt-
schaftlichen Rahmenbedin-
gungen die Spielräume für so-
zialstaatliche Politik enger
gemacht und den Legitima-
tionsdruck auf Sozialpolitik
erhöht hätten – daher sei die
Aufrechterhaltung generöser
und umfassender sozialer Si-
cherheit nicht länger möglich.
Alle Regierungen sind dieser
These zufolge gezwungen,
ihre »reifen« Sozialstaaten glo-
balisierungskompatibel umzu-
bauen (Senkung von direkten
Steuern, vor allem der Unter-
nehmenssteuern, Sozialleis-
tungen und Sozialstandards,
Verringerung der Staatsdefizi-
te), um im unerbittlichen glo-
balen Standortwettbewerb
bestehen zu können. Der So-
zialstaat muss sich gegenüber
dem sich ausbreitenden Markt
immer weiter zurückziehen,
denn die zur Finanzierung so-
zialer Sicherheit erforderlichen
Steuern und Beiträge sowie
die zur Herstellung von
sozialer Gerechtigkeit und

»Has globalization gone too
far?«, fragte Dani Rodrik in
einem in den 90er Jahren er-
schienenen Buch und beklagte
darin eindringlich die Erosion
sozialer Standards sowie die
zunehmende soziale Desinte-
gration durch ungezügelte
Deregulierungsprozesse. Die
OECD hingegen wird nicht
müde zu betonen, dass die
Globalisierung sowie die da-
mit verbundene Liberalisie-
rung des Welthandelns noch
gar nicht weit genug fort-
geschritten seien. Sie beklagt,
dass sich weiterhin ein Groß-
teil des Welthandels auf weni-
ge Länder, vor allem auf die
hochentwickelten Volkswirt-
schaften der OECD-Welt nebst
wenigen Schwellenländern
konzentriert. Durch mehr
Welthandel und eine verstärk-
te Arbeitsteilung hätten auch
die unterentwickelteren Volks-
wirtschaften die Chance, ihre
Wirtschaftsleistung zu ver-
größern und die Armut zu
bekämpfen.

Ist die ökonomische Globa-
lisierung eine Bedrohung oder
eine Chance – oder beides zu-
gleich? Und was hat sie mit
dem Sozialstaat zu tun? Weder
bei den Diagnosen noch bei
den Therapien herrscht 
Eindeutigkeit – bis auf die
Erkenntnis, dass die Heraus-
forderung Globalisierung
besonders deswegen Verun-
sicherung und hektisches Kri-
senmanagement hervorruft,
weil die westlichen Sozial-
staaten ihre Gestalt und Opu-
lenz in einer Phase gewonnen
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rung Impulse zur Ausweitung
der Staatstätigkeit, also auch
der sozialpolitischen Aufga-
ben und Ausgaben ausgehen
(Kompensationsthese).

Eine vierte These schließ-
lich behauptet, dass die west-
lichen Sozialstaaten zwar
sämtlich in einer Krise stecken
mögen, dass die Globalisie-
rung hieran jedoch keine
Schuld trage. Die Sozialstaaten
kämpfen primär mit giganti-
schen internen – und damit
hausgemachten – Problemen
(wie Massenarbeitslosigkeit,

demographischen Erschütte-
rungen, Staatsdefiziten sowie,
in Deutschland, den nach wie
vor immensen Folgekosten der
Wiedervereinigung), auf die
sie nur schwerlich eine Lösung
zu finden in der Lage sind. 

Der ursächliche Einfluss
der Globalisierung auf die
Probleme der westlichen Sozi-
alstaaten seit den 80er Jahren
des letzten Jahrhunderts, im
Zuge derer in fast allen Län-
dern vormalige Sicherungs-
versprechen schrittweise zu-
rückgenommen worden sind,
wird in dieser Perspektive
eher als gering eingeschätzt.
Wenn Sozialstaaten leiden,
dann vornehmlich an sich
selbst. Reformbedingte Ver-
werfungen innerhalb der So-
zialstaaten sind auf politische
Entscheidungen zurückzu-
führen, nicht jedoch auf die
Globalisierung. Eine These 4b
treibt dieses Argument weiter:
Globalisierung könnte gar Teil
der Lösung sein, da sie als Mo-

dernisierungs- und Diszipli-
nierungspeitsche wirkt und
die zur Selbstreform nahezu
unfähigen Sozialstaaten unter
einen immensen Handlungs-
druck setzt, will man nicht im
globalen Wettbewerb Markt-
anteile verlieren. Überspitzt
gesagt: Ohne Globalisierung
wären die Probleme der
»überreifen« Sozialstaaten, die
sich selbst zur Last werden,
noch weitaus größer (Binnen-
strukturthese).

Welche dieser für sich plausi-
blen, jedoch in der Gesamt-
schau widersprüchlichen The-
sen kann das Rätsel lösen?
Welche sind richtig, welche
unzutreffend? Keine These ist
ganz richtig, und keine ganz
unrealistisch. Zum einen kön-
nen sie nur empirisch beant-
wortet werden – und die em-
pirischen Ergebnisse sind un-
eindeutig und ambivalent.
Zum anderen zeigt sich rasch,
dass es nicht unbedingt darauf
ankommt, welche objektiven
oder tatsächlichen Auswirkun-
gen der Globalisierung unter-
stellt werden können, sondern
eher welche Aspekte dieses
komplexen Phänomens als po-
litisch relevant wahrgenom-
men werden. Die Effekte der
Globalisierung sind zu einem
großen Teil politische Effekte,
das heißt Globalisierung als
Phänomen kristallisiert sich in
den Wahrnehmungen und
Deutungen politischer Akteu-
re und wird in bestehende kul-
turelle Handlungsmuster und
strukturelle Gegebenheiten
übersetzt. Eine Politik mit dem
»Sündenbock Globalisierung«
zeigt sich vor allem dann,
wenn Sachzwänge behauptet
und hiermit unpopuläre Re-
formnotwendigkeiten begrün-
det werden. Globalisierung
veranlasst Regierungen zu An-
passungsreaktionen, jedoch
lassen sich nicht alle Politiken,
die von Regierungen als durch
die Globalisierung »aufge-
zwungen« kommuniziert wer-
den, tatsächlich auf die verän-
derten weltwirtschaftlichen
Rahmenbedingungen zurück-
führen.

Gleichheit verabschiedeten
Schutzgesetze und tariflichen
Übereinkommen mindern die
internationale Wettbewerbs-
fähigkeit. Gute Sozialstaaten
sind demnach marktfreund-
liche Sozialstaaten (Inkompati-
bilitäts- oder Bedrohungsthese).

Während diese beiden The-
sen im Kern von einem Gegen-
satz zwischen Sozialpolitik
und Wettbewerbsfähigkeit
ausgehen, behauptet die dritte
These das Gegenteil und kehrt
damit die Inkompatibilitäts-
oder Bedrohungsthese um. 

Sie betont den Nutzen von 
Sozialpolitik, denn Globalisie-
rung ist ein riskantes Geschäft:
Je offener eine Volkswirtschaft
ist, desto verwundbarer ist sie
durch Schwankungen auf den
Weltmärkten und desto mehr
gewinnen (auch aus wohlver-
standenem politischen Eigen-
interesse) verantwortungs-
volle und vorausschauende
wohlfahrtsstaatliche Siche-
rungseinrichtungen an Bedeu-
tung, und zwar in mindestens
zweifacher Hinsicht: Um die
Individuen angesichts der
gestiegenen Flexibilitäts- und
Mobilitätsanforderungen zum
Selbstmanagement zu befähi-
gen sowie um die Verlierer
ökonomischer Umstrukturie-
rungsprozesse aufzufangen.
Hier wird eine ausgebaute So-
zialpolitik nicht ausschließlich
als Last definiert, sondern als
unverzichtbares Pendant, gar
als Ermöglicher wirtschaft-
licher Öffnung. Denkbar ist
daher, dass von der Globalisie-
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Abbildung 1
Die Organisation für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (OECD) verzeichnet
von 1999 bis 2008 einen stetigen
Rückgang der Unternehmens-
steuern.
Quelle: KPMG
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Die Globalisierungsheraus-
forderung scheint sich insbe-
sondere in einem hochgradig
exportabhängigen Land wie
der Bundesrepublik zu stellen,
das sich bis weit in die 90er
Jahre hinein ebenso teure wie
hohe soziale Sicherungsstan-
dards nebst vergleichsweise
egalitären Verteilungsstruktu-
ren leistete und sich nach der
Jahrtausendwende zu durch-
greifenden Sozialreformen
veranlasst sah. Blickt man auf
den deutschen Globalisie-
rungsdiskurs, dann ist es nicht
verwunderlich, dass sich hier-

zulande ein negatives Bild
über Globalisierung mit Kon-
notationen des »Verlustes«
und der »Verängstigung« tief
eingenistet hat. In Deutsch-
land hat sich eine solche emo-
tional-pessimistische Wahr-
nehmung mit einer Debatte
über die mangelnde Wett-
bewerbsfähigkeit des »Stand-
ortes D« sowie den viel zu teu-
ren Sozialstaat verschränkt,
dessen zu hohes Sicherungs-
niveau nicht nur nicht mehr
zeitgemäß sei, sondern sich
auch als arges Wettbewerbs-
hindernis in der globalen Öko-
nomie erweise. Daher müssten
primär die Arbeitskosten und
Sozialstandards gesenkt wer-
den, da sonst Arbeitsplatzab-
bau und Standortverlagerung
drohten. Der in der Bundes-
republik hegemoniale Diskurs,
bei dem die Globalisierungs-,
Standort- und Sozialstaatsdis-

kussion miteinander ver-
knüpft worden sind, ist prob-
lematisch und simplifizierend,
hat jedoch eine eingängige
Logik und sich gegen andere
Situationsdeutungen weitge-
hend immunisiert.

Unabhängig von der Frage, 
ob der deutsche Sozialstaat
(Sozialleistungsquote, Lohn-
und Lohnnebenkosten etc.)
tatsächlich zu teuer und damit
ein Standortnachteil ist, zeigen
vergleichende Studien, dass
die Bundesrepublik in den
sensiblen Bereichen Staatsver-

schuldung, Lohnentwicklung,
Reform der Sicherungssyste-
me und Arbeitsmarktpolitik
im internationalen Vergleich
außerordentlich nachhaltige,
besonders aber sehr schmerz-
liche Anstrengungen der Kon-
solidierung und Kürzung un-
ternommen hat. Die soziale
Ungleichheit hat sich in die-
sem Zuge in der Bundesrepu-
blik signifikant erhöht. So um-
stritten viele dieser Politiken
aus wirtschafts-, gesellschafts-
oder sozialpolitischer Sicht da-
her auch gewesen sein mögen,
die Sprache der Rankings der
OECD oder das Internationale
Standort-Ranking der Bertels-
mann-Stiftung sprechen eine
deutliche Sprache: Die Bun-
desrepublik hat ihre inter-
nationale Wettbewerbsfähig-
keit sowie ihre Attraktivität als
Wirtschaftsstandort stetig ver-
bessert.

Aber Vorsicht! Es ist nicht
immer eindeutig, welche Ent-
wicklungen arbeitsmarkt-
oder lohnpolitischer Art tat-
sächlich durch die Globalisie-
rung induziert sind. Zudem:
Ein »race to the bottom«, also
die Gefahr, dass ein Wettbe-
werb nach unten einsetzt und
die nationalen Sicherungs-
und Verteilungsstandards in
einem Unterbietungswettlauf
unterspült werden, lässt sich
in diesem Wortsinne auch
nicht feststellen. Die bekann-
ten Mechanismen liberaler
Konkurrenzdemokratien

liefern hier genügend »Sperr-
klinken« gegen eine solche
Abwärtsspirale: Regierungen
wollen wiedergewählt werden
und Oppositionsparteien die
politische Macht erlangen –
beide buhlen um die Gunst
der Wählerinnen und Wähler
und werden es sich genau
überlegen, ob sie gegen die
Präferenzen der Wählbevölke-
rung (Qualität der öffentlichen
Infrastruktur, soziale Gerech-
tigkeit, etc.) in relevanter Wei-
se verstoßen. Ferner: Wenn-
gleich die Herausforderungen
für die OECD-Länder recht
ähnlich sind, können durchaus
unterschiedliche Akzentset-
zungen beobachtet werden.
Wie so oft schweift der Blick
hierbei geradezu sehnsüchtig
gen Norden: Das »skandinavi-
sche Modell« hat sich als recht
»globalisierungsrobust« er-
wiesen und seine normativen
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Abbildungen 2 und 3
Der Aktivitätsindex resultiert aus
den maßgeblichen Einflussgrößen
für Wachstum und Beschäftigung
und dient als Frühindikator für
den Erfolg wirtschaftspolitischen
Handelns. Der Index umfasst 12
Variablen: Beschäftigungsquote
der Älteren, Jugendarbeitslosen-
quote in Abweichung von der all-
gemeinen Arbeitslosenquote, An-
teil der Langzeitarbeitslosigkeit,
Partizipationsrate am Arbeits-
markt, Staatsanteil am BIP, An-
teil der Staatsverschuldung am
BIP, marginale Belastung mit
Steuern und Abgaben von Ge-
ringverdienern, Auslastung der
Produktionskapazitäten, Investi-
tionsanteil am BIP, Umfang der
Teilzeitbeschäftigung, Ausmaß
der Lohnzurückhaltung und
Streikquote.
Quelle: Internationales Standort-
Ranking 2007, Bertelsmann Stiftung
(Abb. 2), Eurostat (Abb. 3)
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kompatibilitäts- oder Bedro-
hungsthese). Alle Sozialstaaten
haben sich in unterschied-
licher Weise und mit unter-
schiedlichen Instrumenten so-
wie entsprechend der politisch
jeweils wahrgenommenen Er-
fordernisse neu ausgerichtet.

ZWEITENS ist das weit ver-
breitete Argument, die Na-
tionalstaaten besäßen keine
Gestaltungsmacht mehr und
würden unweigerlich und
alternativlos zu nationalen
»Wettbewerbsstaaten« abge-
schliffen, sicher vereinfachend
und wenig hilfreich. Die staat-

lichen Rahmenbedingungen
und Handlungsmöglichkeiten
haben dabei nicht allein ab-
genommen, sie haben sich
primär verändert. Weder ist die
Globalisierung das Ende der
(Sozial-) Politik (Autonomie-
verlustthese) noch lässt sich,
wie in den Untersuchungen
der Forscherinnen und For-
scher um Fritz W. Scharpf
gezeigt worden ist, ein prinzi-
pieller Gegensatz zwischen
Globalisierung und ausgebau-
ter Sozialpolitik aufzeigen. Die
Globalisierung per se hat bis-
her nicht dazu geführt, dass
die Fundamente westlicher So-
zialstaaten erodieren, sie ist
aber sicher auch nicht völlig
irrelevant. Globalisierung ist,
jedenfalls ein Stück weit, was
in den verschiedenen Ländern
politisch aus ihr gemacht
wird. Wahrscheinlicher scheint
daher folgende Überlegung:

Die Zwänge der Standortkon-
kurrenz sind eher ein Kataly-
sator für die Suche nach trag-
fähigen sozialpolitischen
Alternativen – mit dem Ziel,
die langfristige finanzielle
Nachhaltigkeit sowie die Leis-
tungsfähigkeit etablierter so-
zialstaatlicher Institutionen zu
verbessern (Binnenstruktur-
these). Damit geht es um das
intelligente »Wie« – und dabei
scheinen die Strukturen und
Politiken der einzelnen Sozial-
staaten einen Unterschied zu
machen.

Dies leitet über zur DRITTEN

Einsicht: Die Frage, ob Wohl-
fahrt und Wettbewerbsfähig-
keit in Einklang zu bringen
sind, bemisst sich nicht am
bloßen Umfang von Sozial-
staatlichkeit, sondern an deren
Qualität. Daher geht es nicht
um »mehr« oder »weniger«
Sozialstaat, sondern um einen
»anderen« Sozialstaat. Zu die-
ser qualitativen Neuausrich-
tung gehört nicht nur der Um-
gang mit Gerechtigkeits- und
Verteilungsfragen, sondern ein
neuer Fokus auf Investitionen
in Bildung und Fortbildung.
Bildung(spolitik) ist ein
Schlüsselfaktor bei der Nut-
zung wie bei der Bewältigung
der Globalisierungsfolgen, in-
dem das Bildungssystem zum
einen genügend hoch quali-
fizierte Arbeitskräfte hervor-
bringt sowie zum anderen das
Angebot an gering(er) Quali-
fizierten verringert, denen da-
mit eine Chance zur Bewälti-
gung der negativen Folgen der
Globalisierung gegeben wird.
Eine ebenso vorsorgende wie
nachhaltige Sozialpolitik be-
ginnt daher mit einer guten
Bildungspolitik.

Grundfeste auch unter den
veränderten weltwirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen
im Großen und Ganzen be-
wahren können. Zwar zahlen
Skandinavier hohe Steuern
und Sozialabgaben, um die
hohen Ausgaben für Soziales
und Bildung zu finanzieren.
Dennoch scheint es den nordi-
schen Ländern mit ihren hoch-
gradig mit dem Weltmarkt
verflochtenen Volkswirtschaf-
ten – im Vergleich zu den
anderen OECD-Staaten – zu
gelingen, gute ökonomische
Ergebnisse mit einer niedrigen

Arbeitslosigkeit, hoher Mobi-
lität auf dem Arbeitsmarkt,
Reallohnsteigerungen, einer
hohen Einkommensgleichheit
sowie niedrigen Armutsraten
nebst einem breiten öffent-
lichen Sektor zu vereinbaren
(hoher Außenhandels- und ho-
her Staatsanteil).

Drei – zugegebener Maßen
sehr allgemeine – Einsichten
lassen sich hiermit festhalten:
ERSTENS lässt sich zeigen, dass
die Sozialstaaten sämtlich vor
einem »Globalisierungsdilem-
ma« (Seeleib-Kaiser) stehen:
Einerseits war eine robuste So-
zialpolitik Voraussetzung für
die erfolgreiche Öffnung der
Grenzen während der vergan-
genen Jahrzehnte (Kompensa-
tionsthese); andererseits jedoch
unterhöhlt die zunehmende
Globalisierung die Voraus-
setzungen für diese Politik (In-
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Abbildung 4
In- und Export nehmen im Rah-
men des Globalisierungsprozesses
in den Industriestaaten beständig
zu.
Foto: Fotolia
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